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Erster Teil

Einführung und Grundlagen





Kapitel  1

Problemaufriss und Allgemeines

A. Problemaufriss

Die Anerkennung ausländischer Entscheidungen gehört zu den zentralen Gebie-
ten des internationalen Zivilverfahrensrechts,1 da sie eine effektive Verfolgung2 
und damit auch Durchsetzung der eigenen Rechte bei grenzüberschreitenden 
Rechtsstreitigkeiten ermöglicht. Als hoheitlicher Akt wirkt die Entscheidung 
eines Gerichts nicht über die territorialen Grenzen desjenigen Staats hinaus, in 
dem sie ergangen ist.3 Jeder Staat bestimmt durch das Institut der Anerkennung 
selbst, inwiefern er ausländischen Gerichtsentscheidungen eine Inlandswirkung 
verleihen möchte;4 eine Anerkennungspflicht besteht nicht.5 Erst auf Grundlage 
der Anerkennung kann die spätere Vollstreckung der ausländischen Entschei-
dung in dem anerkennenden Staat erfolgen.6 Im Zeitalter eines florierenden inter-
nationalen Handelsverkehrs kommt der Anerkennung ausländischer Entschei-
dungen daher herausragende Bedeutung zu.7

Für die Anerkennung ausländischer Entscheidungen in Zivil- und Handelssa-
chen gibt es in Deutschland grundsätzlich zwei unterschiedliche Anerkennungs-
regime.8 Die Anwendbarkeit des jeweiligen Regimes hängt von der Herkunft der 
anzuerkennenden Entscheidung ab. Für mitgliedstaatliche Entscheidungen sieht 

1  Hess, in: Hess, Anerkennung im IZPR, S.  V; vgl. auch Schütze, Anerkennung deutscher 
Urteile, S.  5.

2  Vgl. Jakowski, Anerkennungsregime des EuZPR, S.  19.
3  Geimer, Gerichtsbarkeit und internationale Zuständigkeit, S.  25; Matscher, ZZP 103 (1990), 

294, 299 f.; Schack, IZVR, Rn.  923.
4  Vgl. Gottwald, ZZP 103 (1990), 257, 259 f.
5  So schon von Wächter, AcP 25 (1842), 361, 417 (über die Vollstreckung); Geimer, Aner-

kennung in Deutschland, S.  10 f.
6  Gottwald, in: MüKoZPO, Band 1, §  328 Rn.  1. Vgl. auch §  723 Abs.  2 S.  2 ZPO.
7  Vgl. Hess, in: Hess, Anerkennung im IZPR, S.  V, der die gegenseitige Anerkennung im 

europäischen Rechtsraum als einen „wesentlichen Pfeiler der justiziellen Kooperation“ be-
zeichnet.

8  Ausnahmsweise kommen noch etwaige Anerkennungsregime von Übereinkommen hinzu, 
die im Entscheidungsdrittstaat und in Deutschland ratifiziert wurden. Ausgeklammert werden 
sektor- und verfahrensspezifische Rechtsakte.



4 Erster Teil: Einführung und Grundlagen

die für das europäische Zivilverfahrensrecht maßgebliche Brüssel Ia-VO9 ein 
sehr anerkennungsfreundliches System in den Art.  36 ff. Brüssel Ia-VO vor. Da-
mit verfolgt der europäische Gesetzgeber das Ziel der Titelfreizügigkeit, nach 
dem eine fremde mitgliedstaatliche Entscheidung „so behandelt werden [sollte], 
als sei sie im ersuchten Mitgliedstaat ergangen“.10 Der europäische Gesetzgeber 
schränkt dieses System nur sehr restriktiv ein, insbesondere jedoch zum Schutz 
von am Prozess beteiligten schwächeren Parteien in Versicherungs-, Verbrau-
cher- und Arbeitssachen.11 Werden die in der Brüssel Ia-VO geregelten Schutz-
gerichtsstände für diese Parteien durch die anzuerkennende Entscheidung ver-
letzt, verbietet sich eine Anerkennung dieser Entscheidung gem. Art.  45 Abs.  1 
lit.  e i) Brüssel Ia-VO.

Da drittstaatliche Entscheidungen nicht in den Anwendungsbereich der 
Art.  36 ff. Brüssel Ia-VO fallen,12 richtet sich die Anerkennung solcher Entschei-
dungen nach deutschem autonomem Recht. Das deutsche Anerkennungsregime 
gem. §  328 ZPO unterscheidet sich vom europäischen Regime im Wesentlichen 
in zwei Aspekten: Zum einen ordnet das Spiegelbildprinzip gem. §  328 Abs.  1 
Nr.  1 ZPO die Prüfung der Anerkennungszuständigkeit anhand der deutschen 
Vorschriften an. Zum anderen kennt das deutsche Verfahrensrecht keine Schutz-
gerichtsstände, sodass auch kein entsprechender Anerkennungsversagungsgrund 
im Katalog des §  328 Abs.  1 ZPO geregelt ist.

Grundsätzlich erscheint die Abgrenzung nach der Herkunft der anzuerkennen-
den Entscheidungen eindeutig. Allerdings können die Parteien die Herkunft 
einer Entscheidung maßgeblich beeinflussen, indem sie ein bestimmtes Forum 
prorogieren. Eine Prorogation wirkt sich darauf aus, ob die Entscheidung inner-
halb der EU oder in einem Drittstaat ergangen ist, und damit auch darauf, wel-
ches Anerkennungsregime später zur Anwendung kommt. Dies ist in solchen 
Fällen unproblematisch, in denen die Brüssel Ia-VO im Hinblick auf die Ent-
scheidungszuständigkeit ohnehin nicht anwendbar ist; etwa, weil deren Anwen-
dungsbereich schon gar nicht eröffnet ist13 oder die Schutzgerichtsstände nicht 
einschlägig sind. Denn dann werden die Wertungen der Brüssel Ia-VO, vor allem 

9  Verordnung (EU) Nr.  1215/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12.  De-
zember 2012 über die gerichtliche Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von 
Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen.

10  ErwG Nr.  26 Brüssel Ia-VO.
11  Die entsprechenden Vorschriften sind in den Abschnitten 3, 4 und 5 des Kapitels II der 

Brüssel Ia-VO geregelt.
12  Drittstaatliche Entscheidungen sind schon nach dem Wortlaut der Art.  36 ff. Brüssel Ia-

VO nicht von den Regelungen erfasst. Siehe dazu auch EuGH, 10.1.1994, Rs.  C-129/92, Owens 
Bank ./. Bracco, ECLI:EU:C:1994:13 Rn.  37.

13  Zu den Voraussetzungen des Anwendungsbereichs siehe Nordmeier, in: Thomas/Putzo, 
ZPO, Vorb. Art.  1 Rn.  14 ff.
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im Hinblick auf die Schutzgerichtsstände, weder durch das Prozessieren in einem 
Drittstaat noch durch die Anerkennung der drittstaatlichen Entscheidung nach 
deutschem autonomem Recht umgangen.

Zu Friktionen kommt es allerdings, wenn die an sich anwendbaren Schutz
gerichtsstände der Brüssel Ia-VO durch die Prorogation eines drittstaatlichen 
Gerichts  – bewusst oder unbewusst  – umgangen werden. Zum einen messen 
drittstaatliche Gerichte die Gerichtsstandsvereinbarung nicht an Art.  25 Brüs-
sel Ia-VO,14 dessen Abs.  4 die Unwirksamkeit einer solchen Vereinbarung bei 
Umgehung der Schutzgerichtsstände anordnen würde. Zum anderen fehlt im 
deutschen Anerkennungsrecht ein mit Art.  45 Abs.  1 lit.  e i) Brüssel Ia-VO ver-
gleichbarer Schutz, der ohne die Prorogation eines Drittstaats zumindest auf An-
erkennungsebene greifen würde. Demnach ist die von der Brüssel Ia-VO auf 
Zuständigkeits- und Anerkennungsebene geregelte Absicherung der Schutzge-
richtsstände bei Gerichtsstandsvereinbarungen zugunsten von Drittstaaten nicht 
mehr gewährleistet.

Infolgedessen kommen in einem solchen Fall gleich mehrere klärungsbedürf-
tige Fragen auf: Wie ist mit dem Schutzsystem der Brüssel Ia-VO auf Entschei-
dungs- und Anerkennungsebene umzugehen? Welche Reichweite kann der Par-
teiautonomie im Zivilverfahrensrecht in vertretbarer Weise gewährt werden? 
Sind die europäischen Wertungen mit dem autonomen Anerkennungsrecht unter 
Beachtung der deutschen Jurisdiktionssphäre in Einklang zu bringen? Eine Ant-
wort auf diese Fragen liegt in der Lösung des Problems, ob eine solche drittstaat-
liche Entscheidung in Deutschland nach den Vorschriften der ZPO anerkannt 
werden kann. Dies soll im Folgenden untersucht werden.

B. Eingrenzung des Forschungsgegenstands

Für die Anerkennung drittstaatlicher Entscheidungen existiert in Deutschland ein 
Geflecht von europäischen, multilateralen15 und deutschen Regelungen.16 Inso-
fern betrifft die oben beschriebene Problematik nur die Fälle, in denen sich die 
Anerkennung der Entscheidung in Zivil- und Handelssachen allein nach deut-

14  Vgl. nur Schlosser-Bericht, ABl. EG 1979 C 59, 05.03.1979, Rn.  176.
15  Es gibt Drittstaaten, mit denen die EU bzw. Deutschland ein Abkommen geschlossen hat, 

das die Anerkennung von Entscheidungen regelt. Dazu zählen unter anderem das zwischen den 
EFTA-Staaten und der EU geltende Lugano Übereinkommen von 2007 oder das Haager Über-
einkommen über die Anerkennung und Vollstreckung ausländischer Entscheidungen in Zivil- 
und Handelssachen von 2019.

16  Laugwitz, Anerkennung drittstaatlicher Entscheidung,– 8 bezeichnet diese Vielzahl von 
Regelungen passend als „Netz“.
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schem autonomem Recht richtet. Nur in solchen Fällen besteht die Gefahr, dass 
bei der Anerkennung nach §  328 ZPO die auf europäischer Ebene geltenden Wer-
tungen der Brüssel Ia-VO umgangen werden. Die Untersuchung lässt daher die-
jenigen Drittstaaten außen vor, mit denen ein bi- oder multilateraler Staatsvertrag 
besteht.

C. Vorgehensweise und Gang der Darstellung

Die folgende Untersuchung gliedert sich in fünf Teile:
Im ersten Teil werden zunächst die für das Verständnis der Problematik rele-

vanten Grundlagen dargelegt. Hierfür erläutert die Untersuchung die Details der 
Anerkennung im internationalen Zivilverfahrensrecht und die Bedeutung der 
Schutzgerichtsstände der Brüssel Ia-VO im europäischen Rechtsverkehr bei Zi-
vil- und Handelssachen.

Im zweiten Teil werden die Grundlagen der europäischen Titelfreizügigkeit 
untersucht. Ein besonderer Fokus liegt dabei auf dem Versagungsgrund des 
Art.  45 Abs.  1 lit.  e i) Brüssel Ia-VO, der die Verletzung der Schutzgerichtsstän-
de auf Anerkennungsebene absichert. Zudem wird der Frage nachgegangen, wa-
rum der europäische Gesetzgeber von einer Regelung der Anerkennung drittstaat
licher Entscheidungen und damit einer Absicherung europäischer Wertungen 
gegenüber Drittstaaten abgesehen hat.

Der dritte Teil ergründet das Spiegelbildprinzip i. S. d. §  328 Abs.  1 Nr.  1 ZPO 
en détail. Neben einer Untersuchung der Spiegelbildinteressen wird der für die 
Problemlösung entscheidenden ersten Frage nachgegangen, ob es einer zeitge-
mäßen Auslegung des Wortlauts von §  328 Abs.  1 Nr.  1 ZPO entspricht, die 
Brüssel Ia-VO in den Passus „nach den deutschen Gesetzen“ miteinzubeziehen. 
Die Untersuchung greift dafür die von Schärtl17 und Kern18 geführte Auseinan-
dersetzung aus dem Jahr 2007, die seither ergangenen Reaktionen in der Litera-
tur und zentrale Entscheidungen des EuGH auf.

Den Schwerpunkt der Untersuchung bildet der vierte Teil, in dem erörtert 
wird, wie eine Berücksichtigung der Brüssel Ia-VO sachgerecht und unter Wah-
rung der einschlägigen Wertungen erfolgen kann. Dabei erfolgt eine tiefgründige 
Untersuchung der beiden Grundansätze der Spiegelung, der Transposition des 
deutschen Zuständigkeitsrechts und der Sachverhaltsspiegelung. Insbesondere 
werden die Grundansätze den Spiegelbildinteressen gegenübergestellt, um deren 
Stärken und Schwächen zu ergründen. Auf dieser Grundlage wird ein von Kern 

17  Schärtl, IPRax 2006, 438; dazu noch unten Dritter Teil, Kapitel  2, B, II, 2.
18  Kern, ZZP 120 (2007), 31; dazu noch unten Dritter Teil, Kapitel  2, B, II, 3.
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vorgeschlagener Lösungsansatz unter Berücksichtigung der gefundenen Er-
kenntnisse weiterentwickelt und dessen Tauglichkeit für die Anwendung inner-
halb des Spiegelbildprinzips i. S. d. §  328 Abs.  1 Nr.  1 ZPO überprüft.

Der fünfte und letzte Teil schließt die Untersuchung mit einer Schlussbetrach-
tung ab, bei der gleichzeitig der Versuch einer Bewertung unternommen wird. 
Zudem werden die Ergebnisse der Untersuchung in Thesen zusammengefasst, 
um sie für zukünftige Untersuchungen zugänglicher zu machen.



Kapitel  2

Die Anerkennung im internationalen 
Zivilverfahrensrecht

A. Wirkungen der Anerkennung

Der Umstand, dass ausländische Entscheidungen mit dem Institut der Anerken-
nung Inlandswirkung entfalten können, zieht die Frage nach sich, wie diese In-
landswirkung konkret ausgestaltet ist. Eine Antwort ist weder in den Vorschriften 
der Art.  36 ff. Brüssel Ia-VO noch im deutschen Anerkennungsregime des §  328 
ZPO zu finden.19 Die konkrete Ausgestaltung der Wirkung kann sich entweder 
nach dem Recht des Ursprungsstaats (sog. Wirkungserstreckung) oder nach dem 
Recht des anerkennenden Staats (sog. Gleichstellungstheorie) richten.20

Während der Grundsatz der Wirkungserstreckung im europäischen Recht all-
gemein anerkannt ist,21 ist die Frage im deutschen Anerkennungsregime gem. 
§  328 ZPO stärker umstritten.22 Im Wesentlichen streiten die Vertreter beider 
Ansichten darüber, welche potenziellen Folgen der jeweiligen Theorie für das 
deutsche Rechtssystem weniger einschneidend sind. Die Gegner der Wirkungs-
erstreckungstheorie monieren, dass der deutsche Staat mit dieser Ansicht auch 
Entscheidungswirkungen des Ursprungsstaats anerkennen müsse, die es so in 
Deutschland gar nicht gebe.23 Daher schlagen die Vertreter der Gleichstellungs-
theorie vor, die ausländische Entscheidung einer deutschen Entscheidung gleich-

19  Vgl. dazu auch Schack, IZVR, Rn.  939.
20  Roth, in: Stein/Jonas, Band 5, §  328 Rn.  7; Schack, in: FS Schilken, 445, 445 u. 450 f.;– a. 

Gottwald, ZZP 103 (1990), 257, 260 ff.; Matscher, ZZP 103 (1990), 294, 307 f.
21  Ganz h. M.: EuGH, 4.2.1998, Rs.  C-145/86, Hoffmann ./. Krieg, ECLI:EU:C:1988:61, 

Rn.  9. ff.; EuGH, 28.4.2009, Rs.  C-420/07, Apostolides ./. Orams, ECLI:EU:C:2009:271, 
Rn.  66; EuGH, 15.11.2012, Rs.  C-456/11, Gothaer Allgemeine Versicherung ./. Samskip, 
ECLI:EU:C:2012:719, Rn.  34; Geimer, in: Geimer/Schütze, EuZVR, Art.  36 Rn.  71; Gottwald, 
in: MüKoZPO, Band 3, Art.  36 Rn.  12; Koller, in: Stein/Jonas, Band 12, Art.  36 Rn.  18; grund-
sätzlich zustimmend, aber modifizierend Pfeiffer, ZZP 127 (2014), 409, 427; Pfeiffer, in: Pocar/
Viarengo/Villata, Recasting Brussels I, 311, 312 f.; Tsikrikas, ZZPInt 22 (2017), 213, 214 f. Zu 
Zeiten des EuGVÜ schon Jenard-Bericht, ABl. EG 1979 C 59,– 28.

22  Für eine gute Übersicht zu den verschiedenen Theorien siehe Martiny, in: Hdb. IZVR 
III/1, Rn.  363 ff.

23  Roth, in: Stein/Jonas, Band 5, §  328 Rn.  7; s. a. Loyal, ZZP 131 (2018), 373, 377.
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zustellen.24 Nach dieser Ansicht kann die anzuerkennende Entscheidung aber 
auch andere Wirkungen als im Ursprungsstaat entfalten, wodurch die Parteien 
stets mit unvorhersehbaren Rechtsfolgen konfrontiert werden könnten.25 Dies ist 
dem Aspekt der Rechtssicherheit wenig zuträglich. Zum anderen ist schon der 
Ansatz dieser Theorie fragwürdig, weil eine Gleichstellung auch immer einen 
gleichen Inhalt der ausländischen Entscheidung mit einer entsprechenden deut-
schen Entscheidung voraussetzt, eine Anerkennung bei unbekannter Wirkung 
also von vorneherein ausscheiden müsste.26 Inwiefern eine Gleichstellung aus-
ländischer Entscheidungen jedoch bei der Vollstreckung erforderlich ist,27 fällt 
jedenfalls nicht unter die Diskussion der Anerkennungstheorien.

Wieder andere schlagen eine Beschränkung der Wirkungserstreckung dahin-
gehend vor, dass die Wirkungen der ausländischen Entscheidung nicht über das 
Maß inländischer Entscheidungswirkungen hinausgehen dürfen (sog. Kumula
tionstheorie).28 Entscheidend gegen diese Ansicht spricht jedoch, dass sich die 
Parteien nach dem Prozess im Ursprungsstaat gerade auf die Entscheidungswir-
kungen einstellen können und sie deshalb auch im anerkennenden Staat Bestand 
haben sollten, selbst wenn sie über Wirkungen der lex fori des ersuchten Gerichts 
hinausgehen.29 Für die Befürchtung der Gegner, eine ausländische Entscheidung 
könnte derart wesensfremde Wirkungen haben, dass eine Anerkennung dieser 
Wirkungen in Deutschland untragbar wäre, besteht ein ausreichender Schutz 
über den Anerkennungsversagungsgrund des ordre public-Verstoßes gem. §  328 
Abs.  1 Nr.  4 ZPO.30

24  Auch Nostrifikationstheorie genannt, siehe dazu Pfeiffer, in: Pocar/Viarengo/Villata, 
Recasting Brussels I, 311, 312 f.; für tiefergehende Ausführungen siehe Martiny, in: Hdb. IZVR 
III/1, Rn.  365 f.

25  Linke/Hau, IZVR, Rn.  12.8; Roth, in: Stein/Jonas, Band 5, §  328 Rn.  7; Tsikrikas, ZZPInt 
22 (2017), 213, 215; vgl. auch Geimer, in: Geimer/Schütze, EuZVR, Art.  36 Rn.  81; Martiny, 
in: Hdb. IZVR III/1, Rn.  368; Schack, in: FS Schilken, 445, 451 f.

26  Gottwald, ZZP 103 (1990), 257, 260.
27  Siehe dazu z. B. Geimer, Anerkennung in Deutschland, S.  86; Gottwald, ZZP 103 (1990), 

257, 260; Roth, in: Stein/Jonas, Band 5, §  328 Rn.  7 a. E.; Schack, in: FS Schilken, 445, 446. 
Für das Vollstreckungsrecht der Brüssel Ia-VO unter Bezugnahme auf den Wegfall des Exequa
turverfahrens siehe Geimer, in: Geimer/Schütze, EuZVR, Art.  36 Rn.  72; Hess, in: Schlosser/
Hess, EuZPR, EuGVVO, Art.  36 Rn.  3; s. a. Koller, in: Stein/Jonas, Band 12, Art.  36 Rn.  18.

28  Geimer, Anerkennung in Deutschland, S.  88 f.; Schack, IZVR, Rn.  944; Schack, in: FS 
Schilken, 445, 451 ff.; Roth, in: Stein/Jonas, Band 5, §  328 Rn.  8; s. a. Nagel/Gottwald, IZVR, 
Rn.  12.31. Kritisch Fischer, in: FS Henckel, 199, 205 ff.; Loyal, ZZP 131 (2018), 373, 386 f. Im 
europäischen Kontext befürwortend Roth, IPRax 2014, 136, 138.

29  Linke/Hau, IZVR, Rn.  12.7.
30  Fischer, in: FS Henckel, 199, 208; Gottwald, ZZP 103 (1990), 257, 263; Linke/Hau, 

IZVR, Rn.  12.7; Nagel/Gottwald, IZVR, Rn.  12.133. Im Hinblick auf die Brüssel Ia-VO führt 
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Die besseren Argumente sprechen daher auch im deutschen Recht für die 
Theorie der Wirkungserstreckung. Einzige Grundvoraussetzung für die Theorie 
der Wirkungserstreckung ist, dass die ausländische Entscheidung im Ursprungs-
staat auch tatsächlich wirksam ist.31

B. Gegenstand der Anerkennung

Nach der Theorie der Wirkungserstreckung entfaltet die ausländische Entschei-
dung all diejenigen Wirkungen im Inland, die nach deutschem Verständnis pro-
zessualer Natur sind; es kommt gerade nicht darauf an, ob der Urteilsstaat die 
entsprechende Wirkung prozess- oder materiellrechtlich qualifiziert.32

Der wohl bedeutendste und für die Untersuchung wichtigste Gegenstand der 
Anerkennung ist die materielle Rechtskraft, durch die eine Bindungswirkung für 
deutsche Gerichte hinsichtlich des Streitgegenstands eintritt.33 Auch wenn die 
Reichweite der Rechtskraft in jeder Rechtsordnung unterschiedlich ausgestaltet 
ist, hat sie doch überall zur Folge, dass bei erfolgreicher Anerkennung eine er-
neute Klageerhebung mit demselben Streitgegenstand am ne bis in idem-Grund-
satz scheitert.34

Tsikrikas, ZZPInt 22 (2017), 213, 215 überzeugend an, dass die ordre public-Lösung der Titel-
freizügigkeit zuträglicher als die Kumulationstheorie ist.

31  Geimer, Anerkennung in Deutschland, S.  87 f.; Gottwald, in: MüKoZPO, Band 1, §  328 
Rn.  4; Linke/Hau, IZVR, Rn.  12.30; kritisch Loyal, ZZP 131 (2018), 373, 377 ff. u. 381.

32  Für das deutsche Recht siehe Geimer, in: Zöller, ZPO, §  328 Rn.  30 f.; Roth, in: Stein/
Jonas, Band 1, §  328 Rn.  12; Schack, in: FS Schilken, 445, 446. Für das europäische Recht 
siehe Gottwald, in: MüKoZPO, Band 3, Art.  36 Rn.  14; Stadler/Krüger, in: Musielak/Voit, 
ZPO, Art.  36 Rn.  2.

33  Geimer, in: Geimer/Schütze, Internationale Urteilsanerkennung I/2, S.  1385; Hess, 
EuZPR, Rn.  6.221; Hess, in: Schlosser/Hess, EuZPR, EuGVVO, Art.  36 Rn.  3 f.; Roth, in: 
Stein/Jonas, Band 1, §  328 Rn.  14; Schack, IZVR, Rn.  925; Schütze, Anerkennung deutscher 
Urteile, S.  11; Tsikrikas, ZZPInt 22 (2017), 213, 216. Allgemein zur Bindungswirkung durch 
die materielle Rechtskraft siehe Gottwald, in: MüKoZPO, Band 1, §  322 Rn.  1.

34  Geimer, in: Zöller, ZPO, §  328 Rn.  36; Hess, EuZPR, Rn.  6.221; Hess, in: Schlosser/
Hess, EuZPR, EuGVVO, Art.  36 Rn.  4; Leible, in: Rauscher/EuZPR, Band I, Art.  36 Rn.  5; 
Linke/Hau, IZVR, Rn.  12.42; Nagel/Gottwald, IZVR, Rn.  12.135; Stadler, in: Musielak/Voit, 
ZPO, §  328 Rn.  36 ff. Für das deutsche Anerkennungsrecht vertreten einige Stimmen eine Ge-
genansicht, wonach eine erneute Klageerhebung zwar zulässig sein soll, die Entscheidung des 
deutschen Gerichts allerdings mit der anerkannten Entscheidung inhaltlich übereinstimmen 
muss, BGH NJW 1987, 1146, 1146 (in Unterhaltssachen); Dörner, in: Saenger, HkZPO, §  328 
Rn.  8; Roth, in: Stein/Jonas, Band 5, §  328 Rn.  15. Dies wird vereinzelt auch für den Fall ver-
treten, bei dem die ausländische Entscheidung nur mittels einer Vollstreckungsklage gem. 
§  722 ZPO für vollstreckbar erklärt werden kann, siehe Gottwald, in: MüKoZPO, Band 1, 
§  328 Rn.  169; Nagel/Gottwald, IZVR, Rn.  12.136.
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